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Der Countdown läuft: Mit 2010 soll der europäische Hochschulraum 
vereinheitlicht sein. Der sogenannte Bologna-Prozess bedeutet aber 
auch eine Neuverhandlung der gesellschaftlichen Vorstellungen von 

Wissenschaft und Bildung, wie ein Blick auf die Kämpfe um Studien- 
und Arbeitsbedingungen auf den Universitäten Europas zeigt.
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WIRD JETZT ALLES GUT?

Thomas Koenig

WISSENS- 
ÖKONOMIE

ECLIPSE OF REASON

KLEINES GLOSSAR ZUM 
BOLOGNA-PROZESS

AUTONOMIE der Universitäten suggeriert 
eine größere Selbstbestimmung von Universi-
täten, bedeutet de facto aber das Gegenteil: Mit 
Einführung der Autonomie wurde die !nanzielle 
Abhängigkeit der Universitäten erhöht, um dem 
Ministerium die Ein"ussnahme zu erleichtern (si-
ehe auch: Drittmittel).

BOLOGNA-PROZESS bezeichnet das 
politische Vorhaben zur Schaffung eines einheit-
lichen europäischen Hochschulraums bis 2010. 
Er beruht auf einer 1999 von 29 europäischen 
BildungsministerInnen in Bologna unterzeich-
neten, rechtlich nicht bindenden Absichtserklä-
rung. Eines der Hauptziele ist die Umwandlung 
des Bildungssystems in ein Ausbildungssystem 
(Employability).

DRITTMITTEL bezeichnen jene Teile des 
Akademiebudgets, die nicht aus dem Etat des 
Bundesministeriums für Wissenschaft und For-
schung gespeist werden. Entgegen der weitläu-
!gen Annahme stammen Drittmittel nur selten 
aus der Privatwirtschaft, in erster Linie sind es 
öffentliche (Forschungs-)Gelder. Deren Vergabe 
(oder Nicht-Vergabe) wird indirekt vom Bundes-
ministerium für Wissenschaft und Forschung 
kontrolliert, wodurch die Lenkbarkeit der Univer-
sitäten gewährleistet wird.

ENTWICKLUNGSPLAN ist ein Strategie-
papier, in dem die Ziele für die Entwicklung der 
Universität festgelegt werden (z.B. Studienange-
bote und deren Struktur). Er wird vom Rektorat 
erstellt und hat drei Jahre Gültigkeit. Der erste 
Entwicklungsplan wurde dem Senat 2005 vorge-
legt. Obwohl dieser ihn ablehnte, trat er aufgrund 
der Zustimmung des Universitätsrats in Kraft.

UG 2002, das aktuelle Universitätsgesetz, 
wurde 2002 von der FPÖ-ÖVP-Regierung verab-
schiedet. Es bildet die Grundlage für die Imple-
mentierung des Bologna-Prozesses und ersetzt 
die vormals basisdemokratische Struktur der 
Universität durch eine unternehmensorientierte 
Top-Down-Struktur. Die Möglichkeiten zur Mit-
sprache für Studierende und Bedienstete wurden 
auf ein Minimum reduziert. Mit Inkrafttreten des 
UG 2002 wurden die Studiengebühren erstmals 
seit den 1970er Jahren wieder eingeführt.

IRDEI (Initiative for the Re-Democra-
tization of Educational Institutions) 
http://irdei.akbild.ac.at


